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Heute im Lokalteil 

Frei fordert Nachdenken
Nach der Hessenwahl wankt Bundes-
kanzlerin Angela Merkel. CDU-
Bundestagsabgeordneter Thorsten
Frei fordert Überlegungen zu perso-
nellen und inhaltlichen Änderungen.
Auch die doppelstädtischen Genos-
sen sind frustriert.
Villingen-Schwenningen

Viel los in der Kurstadt
Die Vertreter der Bad Dürrheimer
Vereine sowie vieler Institutionen
besprachen mit der Stadtverwaltung
den Terminkalender ihrer Veran-
staltungen für 2019. Rund 160 Veran-
staltungstermine wurden von den
Vereinsvertretern gemeldet.
Bad Dürrheim

Blick nach Sachsen
Über viele Jahrzehnte war das Ver-
hältnis zwischen Trossingen und dem
sächsischen Klingenthal hauptsäch-
lich durch Konkurrenzdenken ge-
prägt. Jetzt nähern sich die beiden
Zentren der Harmonikafertigung an.
Eswird eine Sonderausstellung geben.
Trossingen
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D
ie duale Ausbildung 
von Lehrlingen im Be-
trieb und in der Be-
rufsschule gilt zu 

Recht als ein wesentlicher 
Faktor für den anhaltenden Er-
folg der deutschen Wirtschaft. 
Schon angesichts der niedri-
gen Jugendarbeitslosigkeit be-
neiden uns viele Länder dar-
um und versuchen, sie zumin-
dest zum Teil zu kopieren.

Umso schlimmer ist, dass 
den Berufsschulen ein drama-
tischer Lehrermangel droht, 
wie die Bertelsmann Stiftung 
warnt. Schon lange war es be-
sonders bei gewerblich-techni-
schen Berufen schwierig, ge-
nug ausgebildete Lehrer zu fin-
den. Die Wirtschaft lockt mit 
deutlich attraktiveren Gehäl-
tern. Insgesamt kommen in 
den nächsten Jahren nicht ein-
mal halb so viele Lehrkräfte 
von der Uni, wie gebraucht 
werden. Das ist eine rote Karte 
für die Bundesländer: Sie müs-
sen aktiver werden. Derzeit 
bieten sie zu wenige Studien-
plätze, und sie müssen den Be-
ruf attraktiver machen, damit 
sich mehr dafür entscheiden.

Das erfordert erst einmal 
Investitionen und damit Geld. 
Das allerdings ist gut angelegt. 
Denn es ist ein wichtiger Bau-
stein, damit es auch längerfris-
tig genug Fachkräfte gibt und 
damit Menschen, die den deut-
schen Wohlstand erarbeiten.

Erfolgsfaktor 
in Gefahr

Kommentar 

Dieter Keller 

zur Misere an 

den Berufsschulen

Brasilien
Sorge um  
Demokratie
São Paulo. Nach dem Wahlsieg 
des Rechtspopulisten Jair Mes-
sias Bolsonaro rufen Menschen-
rechtler zur Verteidigung von 
Demokratie und Rechtstaatlich-
keit auf: „Brasilien hat unabhän-
gige Richter, engagierte Staats-
anwälte und öfentliche Vertei-
diger, mutige Reporter und eine 
lebhafte Zivilgesellschaft“, sag-
te der Lateinamerika-Experte 
von Human Rights Watch, José 
Miguel Vivanco. kna
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und Politik 

Zu wenige 
Ausbilder

Gütersloh. An Berufsschulen
könnten in den kommenden Jah-
ren einer Studie zufolge tausen-
de Lehrer fehlen. Allein bis 2020
müssten jährlich etwa 4000 
neue Berufsschullehrer einge-
stellt werden, ergab die von der 
Bertelsmann-Stiftung veröfent-
lichte Untersuchung. Dem ste-
hen aber nur rund 2000 Absol-
venten für das Lehramt an Be-
rufsschulen gegenüber. Bis 2030 
geht laut der Untersuchung des 
Bildungsforschers Klaus Klemm 
fast die Hälfte der rund 125 000
Berufsschullehrer in den Ruhe-
stand. Die Ausbildung hält mit
dem Bedarf aber nicht mit. dpa
Kommentar und Wirtschaft

Berufsschulen Studie 

belegt wachsenden 

Mangel an Lehrkräften.

Genf/Brüssel. Einer neuen Stu-
die zufolge tötet Luftverschmut-
zung weltweit sieben Millionen 
Menschen pro Jahr vorzeitig. 
Rund 600 000 von ihnen sind 
Kinder unter 15 Jahren. Das be-
richtete die Weltgesundheitsor-
ganisation (WHO) am Montag 
in Genf. Betrofen seien vor al-
lem Menschen in ärmeren Län-
dern. „Luftverschmutzung ist 
eine globale Gesundheitskrise“, 

warnt die WHO, die sich auf 
Zahlen aus dem Jahr 2016 be-
zieht. Etwa 93 Prozent der Kin-
der atmen demnach Luft ein, die 
ein Risiko für ihre Gesundheit 
und ihre Entwicklung ist.

Rund 13 Prozent der unter 
Fün�ährigen seien 2016 welt-
weit an Lungenentzündung ge-
storben, heißt es in der Studie – 
mehr, als durch Durchfall ums 
Leben kamen, oder durch Man-

gelernährung oder ansteckende 
Krankheiten.

In der EU hat sich die Luft-
verschmutzung zwar leicht ver-
ringert, kostet aber weiter jähr-
lich Tausenden das Leben. 2015 
seien in der EU knapp eine hal-
be Million Menschen an den 
Folgen der Belastung durch 
Feinstaub, Stickstofdioxid und 
bodennahes Ozon gestorben, 
teilte die Europäische Umwelt-

agentur mit. Die Zahlen der 
jährlichen Todesfälle durch 
Feinstaubpartikel sinkt in der 
EU seit 1990. Grund seien poli-
tische Maßnahmen, die für „sau-
berere Autos, Industrie und 
Energieproduktion“ gesorgt hät-
ten. Die Deutsche Umwelthilfe 
forderte die Bundesregierung zu 
mehr Anstrengungen auf, unter 
anderem zu Fahrverboten von 
Dieselfahrzeugen. dpa/afp

Millionen Tote durch verpestete Luft
Umwelt UN-Organisation spricht von „globaler Gesundheitskrise“.

Das schöne Wort „gemein“, wird 
viel zu selten gesprochen. Wer 
die dreizehn überschritten hat, 
benennt die Gemeinheiten an-
derer nur noch selten beim ei-
gentlichen Wort. Das ist schade, 
wäre doch „gemein“ eine wirk-
liche Bereicherung zum Beispiel 
in der politischen Debatte. Da 
hat der FDP-Lindner doch der 
Merkel hinterhergerufen, dass 
sie vom falschen Posten zurück-
getreten ist. Gemein! Putin hat 
den US-Wahlkampf manipu-
liert? Total gemein.

Am allergemeinsten aber war 
die Polizei an diesem Wochen-

ende zu den Demonstranten im 
Hambacher Forst. Die verwege-
nen Hambi-Retter hatten total 
cool Gleise blockiert – und was 
machen die Polizisten? Sie 
verhindern, dass die 
Kumpels der Gleisblo-
ckierer denen was zu 
trinken und zu essen 
vorbeibringen können.

Doch das Allerallerge-
meinste war: Nachts knips-
ten diese Beamten auch noch 
Scheinwerfer an, um die Blo-
ckierer zu beobachten – und ha-
ben ihnen dabei voll ins Gesicht 
geleuchtet. Die fiese Folge: Kei-

ner der Blockierer konnte rich-
tig schlafen.

Das Gemeine am Gemeinen 
ist, dass es meistens noch ge-

meiner geht. Also, so rich-
tig gemein. So hätte die 

Polizei den Demons-
tranten am Hambacher 
Forst vielleicht auch die 
Bionade wegnehmen, 

das iPhone beschlagnah-
men oder – man wagt es 

kaum zu formulieren – gar das 
Wlan abdrehen können. Nicht 
auszuschließen, dass am Ende 
dann einer geweint hätte. 
 Guido Bohsem 

Demonstration der Gemeinheit
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U
nter dem Druck mas-
siver Unzufriedenheit 
mit der Bundesregie-
rung und der schwe-

ren CDU-Wahlniederlage in 
Hessen hat Kanzlerin Angela 
Merkel das Ende ihrer politi-
schen Ära eingeleitet. Die 
64-Jährige will im Dezember 
den Parteivorsitz abgeben und 
sich 2021 ganz aus der Politik zu-
rückziehen. Bis zum Ende der 
Wahlperiode wolle sie aber 
Kanzlerin bleiben, sagte Merkel 
am Montag.

„Das Bild, das die Regierung 
abgibt, ist inakzeptabel“, sagte 
Merkel. Sie habe „das sichere 

Gefühl, dass es heute an der Zeit 
ist, ein neues Kapitel aufzu-
schlagen“. Sie wünsche sich, 
dass die Partei den Wahltag als 
Zäsur nehme und alles auf den 
Prüfstand stelle, was seit der 
Bundestagswahl gesagt und ge-
tan worden sei.

Dafür rückt Merkel von ihrem 
Prinzip ab, dass CDU-Vorsitz 
und Kanzlerschaft untrennbar 
zusammengehören. Dass sie das 
tue, sei „ein Wagnis“, sie halte 
es aber für vertretbar. Merkel ist 
seit 18 Jahren CDU-Chefin und 
seit 13 Jahren Kanzlerin. Noch 
einmal wolle sie nicht als Kanz-
lerin und auch nicht wieder für 

den Bundestag kandidieren, 
kündigte Merkel an. Auch ande-
re politische Ämter strebe sie 
nicht an.

Für die Nachfolge an der Par-
teispitze kandidieren General-
sekretärin Annegret Kramp-Kar-
renbauer und Gesundheitsmi-
nister Jens Spahn. Ins Spiel ge-
bracht hat sich auch der 
ehemalige Unionsfraktionschef 
Friedrich Merz.

Letzterer bekommt bereits 
Rückenwind aus dem Südwes-
ten.   Der Vorsitzende der ba-
den-württembergische CDU- 
Landtagsfraktion, Wolfgang 
Reinhart, sagte gegenüber der 

SÜDWEST PRESSE: „Eine Kan-
didatur von Friedrich Merz 
wäre ein hochattraktives Ange-
bot, da er die CDU wieder auf 
einen wirtschaftsliberalen Kurs 
bringen würde.“

Er forderte zugleich von der 
Bundespartei eine „vertiefte 
Strukturanalyse“ über die Grün-
de für die Wählerverluste der 
Union ein. „Jede Firma würde 
nach den vergangenen zweiein-
halb Jahren fragen: Wie können 
wir unser Produkt für die Kun-
den wieder attraktiver machen?“
 dpa/afp/rol
Leitartikel und Themen 
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Zäsur nach Wahldebakel:
Merkel kündigt Rückzug an
CDU Die 64-Jährige will noch bis 2021 Kanzlerin bleiben, doch den Parteivorsitz gibt sie 

ab. Um die Nachfolge buhlen bereits die Generalsekretärin und der Gesundheitsminister.

Nach 18 Jahren gibt Angela Merkel die Führung der CDU aus der Hand. Foto: Tobias Schwarz/afp

Bosch 
Tarifvertrag für 
digitale Einheit
Stuttgart. Die IG Metall und der 
Autozulieferer Bosch haben ei-
nen neuen Tarifvertrag ge-
schlossen. Das Vertragswerk gilt 
von 2019 an für die neue Einheit
Connected Mobility Solutions
mit gut 300 Beschäftigten. Der
sogenannte Innovationstarifver-
trag lehnt sich an die Verträge
der IG Metall an, bietet aber
mehr Spielraum bei Arbeitszei-
ten und Gehalt sowie besonde-
re Angebote bei Gesundheits-
vorsorge und Fortbildung. dpa
Wirtschaft


